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ABSTRACT

Die deutsche Wirtschaft wird von der Corona-Pandemie 

erneut ausgebremst: Nachdem sich die Produktion im Som-

mer unerwartet stark erholt und weite Teile der Einbußen 

aus dem Frühjahr wettgemacht wurden, folgt nun ein Rück-

schlag: Die zweite Infektionswelle hat das gesellschaftliche 

und wirtschaftliche Leben wieder stark eingeschränkt. Im 

Schlussquartal dieses Jahres wird die deutsche Wirtschaft 

daher voraussichtlich erneut schrumpfen. Wenn man – wie 

für diese Prognose angenommen – das Infektionsgeschehen 

im Laufe des Winters in den Griff bekommt, besteht jedoch 

Hoffnung auf eine baldige Erholung. In diesem Fall erreicht 

die deutsche Wirtschaft gegen Ende des Jahres 2021 wieder 

ihr Vorkrisenniveau. Das Risiko, dass es anders kommt, ist 

jedoch beträchtlich: Wenn die Infektionswelle länger anhält 

als angenommen, dürfte die Erholung im Frühjahr ausbleiben. 

In der Folge würden möglicherweise viele Unternehmen und 

sogar Banken in erhebliche Schieflage geraten. Dies könnte 

eine noch tiefere Wirtschaftskrise nach sich ziehen. Hoffnung 

machen allerdings die Erfolge in der Entwicklung und Ausliefe-

rung von Impfstoffen.

Die Corona-Pandemie nimmt weiterhin maßgeblichen Ein-
fluss auf die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. 
Das erneute Aufflammen der Infektionsdynamik seit dem 
Herbst setzt der gerade erst eingesetzten kräftigen Erholung 
in Deutschland ein vorläufiges Ende. Haushalte und Unter-
nehmen agieren wieder vorsichtiger, reduzieren soziale Kon-
takte und verzichten beispielsweise auf Freizeitaktivitäten – 
dadurch erleiden einige Branchen empfindliche Umsatzein-
bußen. Wie auch in vielen anderen Ländern verstärkt die 
Regierung dies durch staatliche Einschränkungen.

In der vorliegenden Prognose wird unterstellt, dass durch 
all diese Maßnahmen das Infektionsgeschehen rasch einge-
dämmt wird, ab Mitte Januar die Einschränkungen nach und 
nach entschärft werden und die Aussicht auf einen Impfstoff 
die Zuversicht der Wirtschaftsakteure stärkt.

Unter diesen günstigen Voraussetzungen dürfte die deut-
sche Wirtschaft im Schlussquartal zwar erneut schrump-
fen, ab dem ersten Quartal des Jahres 2021 aber auf den 
Erholungspfad zurückkehren. Wie im Sommer dürfte der 
Wegfall der Lockdown-Maßnahmen bis zur Jahresmitte 
mit einem kräftigen Aufholwachstum einhergehen. Einem 
Minus bei der Wirtschaftsleistung von 5,1 Prozent in die-
sem Jahr folgt ein entsprechend kräftiger Zuwachs von 
5,3 Prozent im kommenden Jahr (Abbildung 1). Mit einem 
Plus von von gut zweieinhalb Prozent im Jahr 2022 sind die 
gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten dann wieder normal 
ausgelastet (Abbildung 2). Gelingt die zügige Eindämmung 
der zweiten Infektionswelle nicht und ziehen sich die Ein-
schränkungen weit in den Frühling des kommenden Jah-
res, könnte die Wirtschaftsleistung in Deutschland im Jahr 
2021 um anderthalb Prozentpunkte geringer ausfallen als 
im optimistischeren Szenario.

Ein ungünstigeres Infektionsgeschehen ist durchaus denk-
bar. Die Maßnahmen gegen die Pandemie müssten dann län-
ger aufrechterhalten werden und würden eine Erholung in 
den betroffenen Branchen in weitere Ferne rücken. Mit län-
ger andauernden Umsatzeinbußen stiege zudem das Risiko 
von Insolvenzen. Diese sind aufgrund der Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht und der staatlichen Hilfsmaßnah-
men bisher zwar ausgeblieben. Die Eigenkapitalausstattung 
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Abbildung 1

Bruttoinlandsprodukt und wichtige Komponenten
Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf
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das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen merklich belas-
ten und über die wegfallenden Arbeitseinkommen Folge-
wirkungen in der Nachfrage von Waren und Dienstleistun-
gen nach sich ziehen. Auch wird hier davon ausgegangen, 
dass die mutmaßlich hohe Zahl von Quarantänefällen wirt-
schaftlich nicht ins Gewicht fällt. Im Oktober und Novem-
ber zusammen wurden in Deutschland mit 780 000 Neuin-
fektionen jedoch bereits acht Mal so viele Menschen posi-
tiv auf das Corona-Virus getestet wie im Durchschnitt der 
vorangegangenen Quartale. Diese verbringen bis zu zwei 
Wochen in Quarantäne, verbunden mit einem Arbeitsaus-
fall bei all jenen, die nicht im Home-Office arbeiten können. 
Hinzu kommen direkte Kontaktpersonen, die ebenfalls von 
Quarantäneregelungen betroffen sind. All dies fließt nicht 
in die hier vorgestellte Prognose ein.

Indes dürfte die zweite Welle die wirtschaftliche Entwick-
lung hierzulande insgesamt weniger belasten als im Früh-
jahr (Tabelle 1). Zum einen sind die Einschränkungen gerin-
ger als damals. So bleiben etwa Schulen und Kitas sowie der 
Handel geöffnet. Nicht zuletzt die Schließung dieser Berei-
che hatte im März und April spürbar gebremst. Am stärks-
ten vom neuerlichen Lockdown betroffen sind konsumori-
entierte Dienstleistungsbereiche wie das Gastgewerbe oder 
die Kultur- und Veranstaltungsszene. Die Industrie hinge-
gen dürfte weniger stark in Mitleidenschaft gezogen wer-
den als im ersten Halbjahr – nicht zuletzt, weil die Unter-
nehmen mittlerweile wohl besser auf potentielle Liefereng-
pässe vorbereitet sind. Massiv eingebrochen war im Frühjahr 
zudem die Kfz-Industrie; anders als damals dürften aber im 

vieler Unternehmen dürfte sich aber bereits seit dem Früh-
jahr deutlich verschlechtert haben und auch der Rückschlag 
im vierten Quartal wird Spuren hinterlassen. Eine Insolvenz-
welle würde Kapital brachlegen, das erst nach und nach ander-
weitig verwendet werden kann. Zudem verlören Arbeitskräfte 
in den betroffenen Unternehmen ihren Arbeitsplatz – auch 
wenn viele davon bereits heute in Kurzarbeit sind, würde dies 

Abbildung 2

Bruttoinlandsprodukt und Potenzial bzw. Produktionslücke
In Milliarden Euro bzw. Prozent des Potenzials

Produktionslücke (rechte Achse)
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Die Produktionskapazitäten bleiben bis 2022 unterausgelastet.

Tabelle 1

Quartalsdaten zur Entwicklung der Verwendungs- und Entstehungskomponenten des realen 
Bruttoinlandsprodukts
Veränderung gegenüber dem Vorquartal in Prozent; saison- und kalenderbereinigt

2020 2021 2022

I II III IV I II III IV I II III IV

Privater Verbrauch −2,3 −11,1 10,8 −0,7 2,0 2,6 1,9 1,4 0,7 0,4 0,4 0,4

Öffentliche Konsumausgaben 0,8 2,2 0,8 0,5 0,4 0,3 0,3 0,3 0,4 0,4 0,3 0,3

Bruttoanlageinvestitionen −0,4 −6,6 3,6 0,0 1,7 1,6 1,3 1,1 1,0 0,8 0,5 0,5

Ausrüstungen 5,1 −4,3 −2,0 0,9 1,2 1,0 1,0 0,9 0,7 0,6 0,3 0,3

Bauten −7,0 −15,1 16,0 −2,0 3,0 3,0 2,0 1,5 1,5 1,0 0,7 0,7

Sonstige Investitionen −4,1 0,6 1,9 0,8 0,9 0,8 0,8 0,8 0,9 0,8 0,8 0,8

Lagerveränderung1 0,0 −0,1 −2,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Inländische Verwendung −1,2 −7,2 4,7 −0,2 1,6 1,9 1,4 1,1 0,7 0,5 0,4 0,4

Außenbeitrag1 −0,8 −2,9 3,9 −0,2 0,3 0,4 −0,3 −0,3 −0,2 0,0 0,0 0,0

Export −3,3 −20,5 18,1 −2,6 3,1 3,0 1,7 1,5 1,0 0,7 0,6 0,3

Import −1,9 −15,9 9,1 −2,4 2,7 3,4 3,5 2,6 1,6 0,8 0,6 0,4

Bruttoinlandsprodukt −1,9 −9,8 8,5 −0,5 1,8 2,2 1,0 0,7 0,5 0,5 0,4 0,4

Bruttowertschöpfung −1,5 −10,4 8,0 −0,5 1,8 2,2 1,0 0,7 0,5 0,5 0,4 0,4

Verarbeitendes Gewerbe −3,8 −18,3 14,0 1,6 2,4 3,0 1,5 0,9 0,8 0,8 0,7 0,7

Baugewerbe 4,8 −3,1 −4,7 1,8 1,2 1,0 1,0 0,9 0,7 0,6 0,3 0,3

Handel, Gastgewerbe, Verkehr −1,2 −14,2 13,8 −4,8 2,4 4,5 1,5 0,9 0,7 0,5 0,4 0,4

Unternehmensdienstleister −1,9 −12,0 6,1 −1,5 2,8 2,6 1,0 0,7 0,4 0,3 0,3 0,3

Öff. Dienstleistungen, Erziehung, Gesundheit −0,9 −8,2 9,5 2,6 1,1 1,0 0,5 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3

1  Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten.

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW Wintergrundlinien 2020. Prognose ab dem vierten Quartal 2020.
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dem Rücksetzer vom Schlussquartal dank eines Aufbaus im 
Bereich der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
wieder steigen. Die Corona-Krise hat dagegen die Abwärts-
trends bei den MinijobberInnen2 und vor allem bei den 
Selbstständigen3 verstärkt – hier dürfte die Beschäftigung 
dauerhaft niedriger sein. Die Arbeitslosigkeit verharrt im jah-
resdurchschnittlichen Vergleich im kommenden Jahr zwar 
noch in etwa auf dem diesjährigen Wert von 5,9 Prozent, 

2	 Vgl. Markus M. Grabka, Carsten Braband und Konstantin Göbler (2020): Beschäftigte in Minijobs sind 

VerliererInnen der coronabedingten Rezession. DIW Wochenbericht Nr. 45, 841–847 (online verfügbar).

3	 Vgl. Alexander Kritikos, Daniel Graeber und Johannes Seebauer (2020): Corona-Pandemie wird zur 

Krise für Selbständige. DIW aktuell Nr. 47 (online verfügbar).

Schlussquartal die inländischen Umsätze nicht wegfallen, 
denn derzeit belebt die vorübergehende Mehrwertsteuer
senkung die Nachfrage sichtbar. Zum anderen sinkt die 
Auslandsnachfrage zwar deutlich, aber bei Weitem nicht so 
drastisch wie im Frühjahr. Der sinkenden Wirtschaftsleis-
tung im Schlussquartal dürften die Unternehmen wie im 
Frühjahr vor allem mit Kurzarbeit begegnen. Diese dürf-
ten im November und Dezember zusammengenommen 
mehrere hunderttausend Personen zusätzlich in Anspruch 
nehmen. Die Beschäftigung – hier trifft es vor allem die 
MinijobberInnen – gibt hingegen in weitaus geringerem 
Maße nach.

Ab dem Jahreswechsel dürfte sich die Weltkonjunktur mit 
den vielerorts allmählichen Lockerungen der Beschränkun-
gen und der Hoffnung auf ein Ende der Pandemie aufhel-
len und die deutschen Exporte anschieben. Dennoch werden 
diese wohl erst im späten Prognoseverlauf wieder ihr Vor-
krisenniveau erreichen (Abbildung 3). Die auf Investitionen 
ausgerichtete deutsche Exportwirtschaft wird gedämpft, weil 
sich die Unternehmensinvestitionen – hierzulande wie auch 
weltweit – angesichts des tiefsitzenden Corona-Schocks nur 
allmählich erholen. Der private Konsum dagegen wird nach 
der Zwangspause vom vierten Quartal kräftig zulegen, auch 
weil dank der entschlossenen Wirtschaftspolitik1 die verfüg-
baren Einkommen stabilisiert werden konnten.

Der Erholungspfad zeichnet sich auch auf dem Arbeitsmarkt 
ab: Die Kurzarbeit wird ab dem Jahreswechsel merklich 
abgebaut und auch die Erwerbstätigenzahlen werden nach 

1	 Vgl. zu den Auswirkungen des Konjunkturprogramms und seiner Einzelkomponenten Marius Clemens, 

Simon Junker und Claus Michelsen (2020): Konjunkturelle Effekte der finanzpolitischen Maßnahmen des 

Konjunkturprogramms. DIW Politikberatung kompakt Nr. 156, III (online verfügbar; abgerufen am 8. Dezem-

ber 2020. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

Abbildung 3
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Der Konsum erholt sich rasch, die Exporte und Investitionen hingegen nur mühsam.

Tabelle 2

Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung in Deutschland

2017 2018 2019 2020 2021 2022

Reales Bruttoinlandsprodukt1 (Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent) 2,6 1,3 0,6 −5,1 5,3 2,6

Erwerbstätige im Inland (1 000 Personen) 44 262 44 868 45 269 44 813 44 737 45 052

Erwerbslose, ILO 1 621 1 468 1 373 1 838 1 818 1 666

Arbeitslose, BA 2 533 2 340 2 267 2 703 2 679 2 424

Erwerbslosenquote, ILO2 3,8 3,4 3,2 4,4 4,3 4,0

Arbeitslosenquote, BA2 5,7 5,2 5,0 5,9 5,9 5,3

Verbraucherpreise3 1,5 1,8 1,4 0,5 1,6 1,6

Lohnstückkosten4 1,1 2,8 3,2 3,7 −2,6 1,6

Finanzierungssaldo des Staates5

in Milliarden Euro 44 62 52 −186 −146 −78

in Prozent des BIP 1,4 1,8 1,5 −5,6 −4,1 −2,1

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP 7,8 7,4 7,1 7,0 7,5 6,8

1  In Preisen des Vorjahres.
2  Bezogen auf die inländischen Erwerbspersonen insgesamt (ILO) bzw. zivilen Erwerbspersonen (BA).
3  Verbraucherpreisindex.
4  Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt in Preisen des Vorjahres je Erwerbstätigenstunde.
5  In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG).

Quellen: Angaben nationaler und internationaler Institutionen; DIW Wintergrundlinien 2020. Prognose ab 2020.

© DIW Berlin 2020

https://www.diw.de/de/diw_01.c.802083.de/publikationen/wochenberichte/2020_45_1/beschaeftigte_in_minijobs_sind_verliererinnen_der_coronabedingten_rezession.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.791714.de/publikationen/diw_aktuell/2020_0047/corona-pandemie_wird_zur_krise_fuer_selbstaendige.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.806285.de/publikationen/politikberatung_kompakt/2020_0156/konjunkturelle_effekte_der____nanzpolitischen_massnahmen_des___expertise_im_auftrag_des_bundes___nanzministeriums__fe_3/19.html
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prall gefüllt waren wie noch wenige Jahren zuvor und kaum 
noch Überstunden anfielen, die hätten abgebaut werden kön-
nen – die deutsche Wirtschaft befand sich schon vor Aus-
bruch der Pandemie in einem milden Abschwung. Gut ein 
Drittel des Einbruchs mussten die Unternehmen in Form 
von Produktivitätseinbußen hinnehmen, was an der Eigen-
kapitaldecke zehrt.

Dies spiegelte sich in der Aufholphase im dritten Quartal 
wider, als die Wertschöpfung um acht Prozent ausgeweitet 
wurde. Der erforderliche Arbeitseinsatz speiste sich vor allem 
aus der Rücknahme von Kurzarbeit – die Zahl der Kurzar-
beiterInnen halbierte sich. Hinzu kam eine Ausweitung 
der regulären Arbeitszeit. Auch die Beschäftigung stieg seit 
Juli – dies allerdings so verhalten, dass im dritten Quartal 
noch durchschnittlich 50 000 Menschen weniger erwerbstä-
tig waren als im zweiten Vierteljahr.

Der Rückgang der Wertschöpfung im Schlussquartal wird 
sich ebenso vor allem in mehr Kurzarbeit widerspiegeln. 
Folgen die Unternehmen dem Muster des zweiten Quar-
tals, dürfte der Anstieg rechnerisch der Entlassung von 
100 000 Personen entsprechen. Die Zahl der Kurzarbeite-
rInnen hängt aber wiederum vom Grad der Inanspruch-
nahme ab. Im Frühjahr haben von Kurzarbeit Betroffene 
durchschnittlich 43 Prozent ihrer regulären Arbeitszeit aus-
gesetzt, im dritten Quartal waren es mit 35 Prozent deut-
lich weniger. Dass der Grad der Kurzarbeit einen histori-
schen Rekord verzeichnete, lag auch daran, dass die Kurz-
arbeit während des Lockdowns in der Breite der Wirtschaft 
genutzt wurde und vor allem in Branchen wie dem Einzel-
handel und dem Gastgewerbe, in denen der Arbeitsausfall 
besonders hoch war. Da diese Branchen auch im erneuten 
Lockdown betroffen sind, wird der Kurzarbeitsgrad wohl 
erneut steigen – ausgegangen wird hier von 38 Prozent. 
Damit dürfte die Zahl der KurzarbeiterInnen im Durch-
schnitt des vierten Quartals bei 2,7 Millionen liegen. Dass 
diese Zahl nicht höher ausfällt, liegt allerdings am niedri-
gen Niveau im Herbst – kräftige Anstiege im November und 
Dezember kehren den bis dato angelegten Abbau um (Abbil-
dung 4). Die Zahl der Erwerbstätigen dürfte im Schlussquar-
tal etwas sinken, um rund 40 000 Personen; der jüngste Auf-
wärtstrend wird durch spürbare Rücksetzer zum Jahresende 
unterbrochen.4 Dabei schlägt auch zu Buche, dass die Selbst-
ständigkeit weiter sinkt.

Ab dem Auftaktquartal 2021 wird der einsetzende Aufholpro-
zess auch den Arbeitsmarkt beflügeln: Die Zahl der Kurz-
arbeiterInnen wird rasch zurückgehen und der Beschäf-
tigungsaufbau Fahrt aufnehmen. Die Perspektive auf ein 
baldiges Ende der Pandemie dürfte zu dynamischeren Ein-
stellungen führen als im Sommer 2020, zumal sich die 
Zahl der KurzarbeiterInnen dann wohl auf einem spürbar 

4	 Die Zahl der Erwerbstätigen war bis Oktober wieder allmählich gestiegen; ohne weitere Änderung 

ergäbe sich ein Quartalszuwachs um 40 000 Personen. In den verbleibenden beiden Monaten dürfte die 

Zahl aber deutlich sinken. Dies gilt auch für den November, wenngleich die Arbeitslosigkeit bis dahin noch 

gesunken war. Auch im ersten Lockdown im März ging eine um über 100 000 Personen geringere Er-

werbstätigenzahl mit einer noch vergleichsweise günstigen Entwicklung der Arbeitslosenzahlen einher – 

diese stiegen erst verzögert spürbar.

sinkt dann aber im Jahr 2022 auf 5,3 Prozent (Tabelle 2). Die 
Löhne legen unter dem Eindruck der Krise vorerst nur ver-
halten zu, in der Summe ziehen sie aber wieder an.

Das Staatsdefizit dürfte nicht zuletzt wegen der Hilfs- und 
Konjunkturmaßnahmen in diesem Jahr auf einen Rekord-
wert von 186 Milliarden Euro hochschnellen. Da viele Maß-
nahmen auch in den kommenden Jahren mit nennenswer-
ten Ausgaben verbunden sind, vor allem bei den Subventi-
onen, bleibt das Defizit in den öffentlichen Kassen auch im 
kommenden Jahr mit 146 Milliarden Euro und im Jahr 2022 
mit 78 Milliarden Euro beträchtlich. Die Staatsschuldenquote 
dürfte dieses und nächstes Jahr auf etwa 69 beziehungs-
weise 71 Prozent steigen, im Jahr 2022 aber wieder sinken.

Arbeitsmarkt: Kurzarbeit verhindert Schlimmeres

Im zweiten Quartal dieses Jahres waren 44,7 Millionen Men-
schen in Deutschland erwerbstätig, 627 000 weniger als noch 
ein Quartal zuvor. Die Zahl der KurzarbeiterInnen hat sich 
von einer knappen Million im ersten Quartal auf 5,4 Milli-
onen im zweiten mehr als verfünffacht. Da in Kurzarbeit 
Beschäftigte einen Teil ihrer Arbeitszeit weiterarbeiten, fällt 
weniger Arbeitsvolumen weg als im Fall von Kündigungen. 
Dennoch hätten die Unternehmen rechnerisch zwei Millio-
nen Entlassungen vornehmen müssen, um den Arbeitsein-
satz genauso zu reduzieren wie durch Kurzarbeit; dies ent-
spräche einem Beschäftigungsrückgang von 4,9 Prozent.

Damit haben die Unternehmen den größten Teil des zweistel-
ligen Wertschöpfungseinbruchs über die Inanspruchnahme 
von Kurzarbeit aufgefangen. Weniger Spielraum bestand 
offenbar bei der Anpassung der regulären Arbeitszeit: Nach-
dem die Arbeitgeber diese bereits im Auftaktquartal deut-
lich zurückgefahren hatten, reduzierten sie die Arbeitszeit 
im zweiten Quartal nur noch leicht. Hierbei kann auch eine 
Rolle gespielt haben, dass Gleitzeitkonten nicht mehr so 

Abbildung 4
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Nach einer Delle zum Jahreswechsel 2010/21 wird die Kurzarbeit abgebaut.
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die Vorjahresraten mit über zwei Prozent hoch aus (Abbil-
dung 6), weil die Preise mit den mehrwertsteuerbedingt 
gesenkten Preisen der zweiten Jahreshälfte 2020 verglichen 
werden. Dieser Effekt fällt ab 2022 weg, die Raten liegen 
dann bei gut anderthalb Prozent. In den kommenden beiden 
Jahren liegt die Inflation im Durchschnitt bei 1,6 Prozent.

Ohne den Einfluss der Energiepreise liegt die Teuerung, 
also die Kernrate, nach 1,5 Prozent im vergangenen Jahr bei 
Raten von 1,1 Prozent in diesem, 2,1 Prozent im kommen-
den und 1,7 Prozent im darauffolgenden Jahr. Klammert 
man zudem die Effekte des Klimapakets und der temporä-
ren Mehrwertsteuersenkung (etwa −0,4 Prozentpunkte in 
diesem und +0,4 Prozentpunkte im kommenden Jahr) aus, 

niedrigeren Niveau befindet. Im Durchschnitt des Jahres 
wird die Zahl der Erwerbstätigen wohl dennoch um 75 000 
niedriger liegen als in diesem Jahr; im Jahr 2022 ist mit einem 
Plus von gut 300 000 Personen zu rechnen. Unter dem Strich 
erreicht die Zahl der Erwerbstätigen wohl auch zum Ende 
des Prognosezeitraums nicht das Vorkrisenniveau. Dabei 
dürfte sich die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
günstig entwickeln (Abbildung 5) und Ende 2022 rund eine 
Viertelmillion über dem Vorkrisenniveau liegen. Geringfü-
gige Beschäftigungsverhältnisse werden dagegen wohl nur 
verhalten aufgebaut und das Vorkrisenniveau nicht mehr 
erreichen. Deutlich unter dem Wert vom Jahresbeginn 2020 
dürfte die Zahl der Selbstständigen liegen; der ohnehin rück-
läufige Trend wird durch die Corona-Krise verstärkt.

Nach einem zwischenzeitlichen Anstieg zum Jahresende 
dürfte die Arbeitslosigkeit ab dem Jahreswechsel sinken. 
Spiegelbildlich zur Erwerbstätigkeit wird die Zahl der 
Arbeitslosen jedoch auch noch nicht wieder auf das Aus-
gangsniveau sinken. Vom hohen Niveau zum Jahresende 
2020 erholt sich die Arbeitslosigkeit nur langsam, so dass 
auch im Durchschnitt des kommenden Jahres in etwa so 
viele Arbeitslose zu verzeichnen sein dürften wie im Durch-
schnitt dieses Jahres. Die Zahl der Arbeitslosen wird die-
ses Jahr fast eine halbe Million höher liegen als im vergan-
genen Jahr, bei 2,7 Millionen – dies entspricht einer Quote 
von 5,9 Prozent. Bis 2022 sinkt die Arbeitslosenzahl auf etwa 
2,4 Millionen (5,3 Prozent).

Die Löhne dürften in diesem Umfeld zunächst nur verhalten 
steigen. Je ArbeitnehmerIn gerechnet sinken die Effektiv
verdienste in diesem Jahr sogar, um 0,9 Prozent. Dies liegt 
vor allem an dem massiven Einsatz von Kurzarbeit; durch 
das Kurzarbeitergeld wird indes ein guter Teil des geringe-
ren Lohneinkommens kompensiert. Im kommenden Jahr 
ziehen die Löhne dann im Zuge der sich aufhellenden Kon-
junktur wieder an. Der Zuwachs von knapp drei Prozent 
spiegelt allerdings auch den deutlichen Rückgang der Kurz-
arbeit wider. Im Jahr 2022 dürften die Löhne um gut drei 
Prozent zulegen.

Inflation: Trotz anstehender 
Mehrwertsteueranhebung moderat

Die Inflation liegt seit – und maßgeblich wegen – der Sen-
kung der Mehrwertsteuersätze seit Juli im negativen Bereich, 
im November betrug sie -0,3 Prozent. Zusammen mit den 
ölpreisbedingten Einbrüchen bei den Energiepreisen in 
der ersten Jahreshälfte fällt die Inflation in diesem Jahr mit 
0,5 Prozent niedrig aus.

Bereits ab Januar 2021, wenn die Mehrwertsteuer wieder 
angehoben wird, ist die Teuerungsrate aber wieder klar posi-
tiv und klettert im Frühjahr über ein Prozent. Hinzu kom-
men preissteigernde Effekte aus dem Klimapaket – nach 
Berechnungen der Bundesbank5 erhöhen diese die Preise 
um 0,3 Prozent (und um 0,2 Prozent ab 2022). Ab Juli fallen 

5	 Vgl. Deutsche Bundesbank (2020): Monatsbericht Juni (online verfügbar).
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Die temporäre Mehrwertsteuersenkung schlägt 2020 auf die Inflation durch.

Abbildung 5
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Die Zahl der MinijobberInnen kehrt nur allmählich zu einem sinkenden Trend zurück.

https://www.bundesbank.de/de/publikationen/berichte/monatsberichte/monatsbericht-juni-2020-834934
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Mehrwertsteuersenkung von Juli bis Dezember den Konsum 
an. Zunächst wird damit die allgemeine Kaufkraft merk-
lich angekurbelt. Zudem werden insbesondere kostspielige 
Anschaffungen in Erwartung ab dem Jahreswechsel steigen-
der Preise vorgezogen, was sich beispielsweise an den seit 
Juli deutlich gestiegenen Kfz-Umsätzen zeigt. Dies deckt sich 
mit den Erfahrungen aus dem Jahr 2006: In den Monaten 
vor der Anhebung der Mehrwertsteuer zum Jahresbeginn 
2007 schlugen ebenfalls besonders in diesem Segment Aus-
gaben zu Buche, die dann aber in den folgenden Monaten 
fehlten. Analog vollzieht sich die Entwicklung voraussicht-
lich auch zum Jahreswechsel 2020/21. Den deswegen aus-
bleibenden Käufen in den ersten Monaten 2021 stehen aber 
Mehrausgaben an anderer Stelle gegenüber, denn durch den 
teilweisen Abbau des Solidaritätszuschlags stehen den Men-
schen zusätzliche Mittel zur Verfügung.

Der neuerliche Lockdown in den beiden letzten Monaten 
dieses Jahres wird den Aufholprozess des Konsums im vier-
ten Quartal unterbrechen; ab dem kommenden Jahr dürfte 
sich dieser aber fortsetzen. Die Löhne steigen in der Summe 
nämlich wieder: Nach einem gut einprozentigen Rückgang 
verbleibt netto im kommenden Jahr ein Plus von dreiein-
halb Prozent und im Jahr 2022 von gut vier Prozent. Mit der 
Rückführung der Kurzarbeit entfallen mit dem Kurzarbei-
tergeld zwar Sozialleistungen, die – vor allem im kommen-
den Jahr – kaum zulegen. In der Summe ziehen die Masse-
neinkommen aber wieder an. Da mit der Erholung der Wirt-
schaft auch die Einkommen aus selbstständiger Arbeit und 
Vermögen wieder zulegen, steigen in den kommenden bei-
den Jahren die verfügbaren Einkommen mit rund dreiein-
halb Prozent spürbar.

Hinzu kommt, dass wieder ein größerer Teil für den Konsum 
verwendet wird beziehungsweise werden kann – die Spar-
quote dürfte von 16,4 deutlich auf 12,6 Prozent im kommen-
den Jahr sinken und im darauffolgenden Jahr das Niveau vom 
Vorkrisenjahr erreichen. Die dadurch freiwerdenden Mit-
tel kurbeln den Konsum um zusätzliche viereinhalb bezie-
hungsweise knapp zwei Prozentpunkte an. Bei wieder anzie-
hender, wenngleich weiter moderater Teuerung bleibt unter 
dem Strich ein deutlicher Anstieg des realen privaten Ver-
brauchs um sieben Prozent im kommenden und vier Pro-
zent im darauffolgenden Jahr, nach einem Rückgang um 
fünfeinhalb Prozent in diesem Jahr. Das Vorkrisenniveau 
übersteigt der Konsum voraussichtlich im zweiten Quartal 
des kommenden Jahres und damit vergleichsweise rasch.

Ausrüstungsinvestitionen: Rückstau löst sich, 
Unsicherheit bleibt

Nachdem die Anschaffungen von Maschinen, Geräten und 
Fahrzeugen im ersten Halbjahr einen empfindlichen Ein-
bruch – gegenüber dem zweiten Halbjahr 2019 gaben diese 
um 15 Prozent nach – erlebten, folgte im dritten Quartal eine 
ebenso bemerkenswerte Erholung: Mit 16 Prozent zogen 
die Ausrüstungsinvestitionen so kräftig wie noch nie seit 
der Wiedervereinigung an. Insbesondere die stark gebeu-
telte Automobilindustrie konnte ihre Umsätze erheblich 

zeigt sich, dass die Kernrate ohne diese Sondereffekte bei 
anderthalb Prozent verharrt. Dabei dürfte die Unterauslas-
tung der Wirtschaft dem – ohnehin verhaltenen – Aufwärts-
trend der vergangenen Jahre entgegenwirken.

Privater Verbrauch: Enorme Schwankungen

Der private Konsum ist derzeit außerordentlichen Schwan-
kungen unterworfen. Durch die Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Corona-Pandemie fielen zunächst der Einbruch 
und dann auch der Erholungsschub im Sommerhalbjahr 
zweistellig aus. Durch den neuerlichen Anstieg der Infek-
tionszahlen wird der Verbrauch im Winterhalbjahr spürbar 
eingeschränkt werden und dann ab dem Jahreswechsel wie-
der kräftig zulegen. Es gibt aber auch deutliche Verschiebun-
gen im Konsumverhalten.

Seit Beginn der Pandemie agieren die Menschen vorsich-
tiger – sie schränken soziale Kontakte ein und verbringen 
stattdessen mehr Zeit in den eigenen vier Wänden. Der Lock-
down im März und April hat dies verstärkt, waren infolge-
dessen doch viele Tätigkeiten nahezu vollständig unterbun-
den, etwa in den Bereichen Sport und Unterhaltung. Zum 
Teil wurden wegfallende Leistungen, etwa des Gaststätten-
gewerbes, in das häusliche Umfeld verlagert. So stiegen etwa 
die Ausgaben für Nahrungsmittel deutlich über ihr Vorkri-
senniveau, während die Umsätze in Bereichen mit sozialen 
Kontakten wie in der Gastronomie und im Beherbergungs-
gewerbe einbrachen (Abbildung 7).

Zudem entfalten auch staatliche Impulse vorübergehend 
deutliche Wirkung auf die Verbrauchsausgaben. So regt die 
von der Bundesregierung im Juni beschlossene temporäre 

Abbildung 7
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Seit Ausbruch der Pandemie wird mehr im häuslichen Bereich konsumiert, dies kann 
die übrigen Einbrüche aber nicht kompensieren.
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sich zog. Dies zeigen auch die Produktions- und Umsatz-
zahlen, die sich nach einem stetigen Aufwärtstrend und 
dem starken Jahresauftakt zuletzt nur schwach entwickel-
ten. Dank des hohen Auftragsbestands blieb die Produktion 
im Bauhauptgewerbe zwar weitgehend stabil. Die kräftige 
Dynamik bei den Bauinvestitionen wurde durch die Corona-
Pandemie aber ebenfalls erheblich gebremst.

Trotz der Rückgänge im zweiten und dritten Quartal bleibt 
der Wohnungsbau die zentrale Stütze der Bauinvestitio-
nen (Tabelle 3). Nach einem Tief im Sommer, das vor allem 
aus einer schwachen Wertschöpfung im Ausbaugewerbe 
resultierte, waren Produktion und Kapazitätsauslastung mit 
beginnendem Herbst deutlich aufwärtsgerichtet. Auch die 
anstehende Anhebung der Mehrwertsteuer zum Jahreswech-
sel dürfte dazu führen, dass viele Bauende versuchen werden, 
Bauwerke oder zumindest Bauabschnitte noch dieses Jahr 
fertigzustellen. Maßgeblich für die Berechnung der Brutto-
preise ist nicht der Zeitpunkt der Beauftragung, sondern der 
Zeitpunkt der Fertigstellung eines Bauwerks.

Allgemein bleibt die Nachfrage nach Wohnraum hoch. Starke 
Auftragseingänge und ein Überhang bei den Genehmigun-
gen versprechen auch für das kommende Jahr weiterhin volle 
Auftragsbücher. Dazu dürften nicht zuletzt die Maßnahmen 
der Bundesregierung beitragen, die mit dem Baukinder-
geld den Eigenheimbau und mit Sonderabschreibungen den 
Geschosswohnungsbau anregt. Auch die Einkommenstrans-
fers wie das Kurzarbeitergeld wirken stabilisierend. Darüber 
hinaus revidierten viele Banken die im Sommer kurzzeitig 
verschärften Kreditstandards und machten somit die ohne-
hin sehr günstigen Finanzierungbedingungen wieder attrak-
tiver.6 Das Geschäftsklima und die Geschäftserwartungen 
der Unternehmen im Wohnungsbau stiegen jüngst wieder.

Der Wirtschaftsbau bleibt derweil das Sorgenkind der Bau-
wirtschaft. Umsatzeinbrüche und Unsicherheit bei Indus-
trie- und Dienstleistungsunternehmen führten in den 

6	 Vgl. Europäische Zentralbank (2020): The euro area bank lending survey – Third quarter of 2020 

(online verfügbar).

steigern: Sie verzeichnete ein Plus von über 70 Prozent im 
Vergleich zum Vorquartal und hat offenbar auch davon pro-
fitieren können, dass aufgeschobene gewerbliche Anschaf-
fungen von Fahrzeugen, Investitionen in die Fahrzeugflotte 
von Leasinggebern und von Automobilvermietern im Som-
mer nachgeholt wurden. Auch in anderen Branchen füllten 
sich die Auftragsbücher zuletzt wieder.

Die zweite Pandemiewelle und der zweite Lockdown dürf-
ten die Investitionsgüterhersteller im aktuellen Quartal nicht 
so sehr treffen wie im Frühjahr, da Produktions- sowie Ver-
kaufsstätten absehbar geöffnet bleiben, Lieferketten bis-
lang ungestört funktionieren und sich Absatzmärkte zuletzt 
stabilisierten. Dennoch ist im Schlussquartal dieses Jahres 
nicht mit einer Fortsetzung der Erholung zu rechnen, die 
im Sommer besonders durch Nachholeffekte geprägt gewe-
sen sein dürfte. Nun, da der Investitionsstau aufgelöst ist, 
dürften Unternehmen angesichts der erheblich geringeren 
Kapazitätsauslastung, weiterhin großen Unsicherheit hin-
sichtlich des Verlaufs der Pandemie und deren gesamtwirt-
schaftlichen Folgen wieder zurückhaltender agieren. Auch 
die deutlich geschrumpften Eigenkapitalpolster der Unter-
nehmen werden die Investitionsbereitschaft wohl erheblich 
einschränken. Der ifo-Konjunkturtest zeigt im November 
bereits einen leichten Rückgang bei der Bewertung der Pro-
duktionstätigkeit und der Auftragslage. Auch das Geschäfts-
klima ging mit dem Beschluss der neuerlichen Einschrän-
kungen des Geschäftsbetriebs etwas zurück. Ein starker 
Einbruch der Investitionen wie im Frühjahr zeichnet sich 
derweil aber nicht ab; sie dürften im vierten Quartal um zwei 
Prozent sinken. Im Jahresdurchschnitt dürften die Investi-
tionen um 12,5 Prozent nachgegeben haben.

Die Erholung der Investitionstätigkeit wird durch diesen 
neuerlichen Rückschlag wohl nur zeitweise unterbrochen. 
Mit Abklingen der Pandemie und den Erfolgen in der Impf-
stoffentwicklung dürfte im Frühjahr auch die Investitions-
neigung steigen. Darüber hinaus hoffen die Unternehmen 
mit dem Wechsel im Weißen Haus in den USA auf eine 
Entspannung der transatlantischen Beziehungen, was die 
Investitionsbereitschaft ebenfalls global stärken dürfte. Die 
Maschinen- und Anlagenbauer sowie die Hersteller von 
Kraftfahrzeugen zeigen sich daher vorsichtig optimistisch 
ob der Entwicklungen im kommenden Jahr. Eine brem-
sende Wirkung ist derweil vom drohenden harten Brexit 
zu erwarten. Insgesamt ist im Jahr 2021 mit einer positi-
ven Dynamik zu rechnen, sodass die Ausrüstungsinvesti
tionen zum Jahresbeginn 2022 das Vorkrisenniveau wieder 
erreicht haben dürften.

Bauinvestitionen: Boom beendet – Flaute aber 
nur vorübergehend

Die Bauinvestitionen waren im Sommerhalbjahr in allen 
Bausparten rückläufig. Die Verunsicherung der Haushalte 
und Unternehmen und die daraus folgende Zurückhaltung 
bei den Neuaufträgen sorgten dafür, dass auch das dritte 
Quartal – insbesondere im Vergleich zur starken gesamt-
wirtschaftlichen Erholung – schwache Bauinvestitionen nach 

Tabelle 3

Reale Bauinvestitionen
Konstante Preise, Veränderung in Prozent

2019 2018 2019 2020 2021 2022

Anteile in 
Prozent

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr

Wohnungsbau 60,8 3,0 4,0 2,9 2,1 2,9

Nichtwohnungsbau 39,2 1,9 3,5 0,8 0,4 2,3

Gewerblicher Bau 26,8 1,1 2,4 −1,0 −1,8 2,1

Öffentlicher Bau 12,3 3,9 6,0 4,7 5,0 2,9

Bauinvestitionen 100,0 2,6 3,8 2,1 1,5 2,7

Ausrüstungen 4,4 0,5 −12,5 8,9 5,4

Quellen: Statistisches Bundesamt; DIW Wintergrundlinien 2020.

© DIW Berlin 2020

https://www.ecb.europa.eu/stats/ecb_surveys/bank_lending_survey/html/ecb.blssurvey2020q3~a04de75e7f.en.html
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ersten Platz. Diese Entwicklung ist einerseits auch der rela-
tiv schnellen Erholung Chinas nach dem Einbruch im Früh-
jahr geschuldet, während Europa die Wirtschaftsleistung 
im Herbst erneut drosseln muss. Anderseits beschleunigt 
die Corona-Pandemie damit lediglich einen Trend, der sich 
schon lange abzeichnet, nämlich den der steigenden Bedeu-
tung Chinas für den deutschen Außenhandel.7 Ob sich die 
alten Kräfteverhältnisse im Zuge einer Erholung der europä-
ischen Wirtschaft im Jahr 2021 wiederherstellen, darf daher 
zumindest bezweifelt werden.

Trotz der jüngsten Erholung bei den Exporten dürften diese 
im vierten Quartal sinken. Die massiven Einschränkungen 
des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens in vie-
len Ländern dürften insbesondere im November spürbar 
belasten – wenngleich wohl in deutlich geringerem Maß als 
im Frühjahr. Denn anders als zu Beginn des Jahres können 
sich einige wichtige Abnehmerländer, darunter neben China 
auch die USA und Japan, besser behaupten. Solange aber der 
Euroraum und das Vereinigte Königreich ihre Ökonomien 
zur Eindämmung des Infektionsgeschehens einschränken 
müssen, werden die deutschen Ausfuhren davon gebremst. 
Allerdings zeigen die Erfahrungen aus dem Frühjahr auch, 
dass die Erholung im Zuge einer Lockerung dieser Maßnah-
men schnell und kräftig ausfallen kann. Daher ist für die ers-
ten beiden Quartale des kommenden Jahres mit deutlichen 
Zuwächsen zu rechnen, die dann im weiteren Verlauf des 
Prognosezeitraums abflachen.

Die Konsumbelebung im Zuge der schrittweisen Locke-
rung über die Sommermonate hat auch auf der Importseite 
für einen deutlichen Nachholeffekt gesorgt. Die Zuwachs
raten fielen etwas kleiner aus als bei den Exporten, aller-
dings waren die Rückgänge im Frühjahr ebenfalls weni-
ger stark. Vor allem die Nachfrage nach Dienstleistungen 
erlebte spürbaren Aufwind. Im Zuge der neuerlichen Ein-
schränkungen dürften es abermals vor allem die Dienstleis-
tungen sein, die im vierten Quartal empfindlich zurückge-
hen. Gleichzeitig dürften die Nachfrage und Verfügbarkeit 
von Waren angesichts offener Grenzen und der weitestge-
hend ungehinderten Tätigkeit des verarbeitenden Gewer-
bes zwar auch – aber weniger stark – sinken. Im weiteren 
Verlauf steigen die Importe, getrieben durch die Erholung 
beim Konsum, aber auch bei den Exporten, zunächst sehr 
kräftig. Hinzu kommt wohl im Sommerhalbjahr eine Bele-
bung der Reisetätigkeit, die Dienstleistungsimporte erholen 
sich daher nach und nach.

Die Terms of Trade haben sich im dritten Quartal vor allem 
aufgrund der wiederansteigenden Ölpreise verschlechtert. 
Während die Exportpreise das dritte Quartal in Folge leicht 
nachgaben, stiegen die Importpreise deutlich. Dieser Trend 
dürfte sich auch im laufenden Quartal fortsetzen: Angesichts 
aktuell wieder anziehender Ölpreise werden die Import-
preise kräftig anziehen und sich die Terms of Trade ent-
sprechend verschlechtern. Dies schlägt sich 2021 auch im 

7	 Vgl. dazu in dieser Wochenberichtsausgabe auch den Abschnitt zu China im Bericht von Claus Michelsen 

et al. (2020): Weltwirtschaft: Erholung ausgebremst. DIW Wochenbericht Nr. 50, 931.

Sommermonaten zu einer deutlichen Investitionszurück-
haltung. Aktuell ist kaum eine Verbesserung der Lage zu 
erwarten. Zwar erholten sich die Auftragseingänge zum 
Ende des Sommers leicht, mit dem Einsetzen der zweiten 
Infektionswelle und dem folgenden Anstieg der Unsicher-
heit dürften Unternehmen ihre ohnehin deutlich geschmä-
lerten Gewinne aber kaum in den Ausbau von Produktions-
kapazitäten oder andere längerfristige Bauprojekte investie-
ren. Daher ist auch zu Beginn des kommenden Jahres eine 
geringe Dynamik angelegt, sodass sich der hohe Auftrags-
bestand, der die Bauunternehmen in diesem Jahr über Was-
ser hielt, sukzessive abbauen dürfte. Eine deutliche Steige-
rung der Investitionsbereitschaft ist erst dann zu erwarten, 
wenn die Risiken der Pandemie begrenzt, die Weltwirtschaft 
stabilisiert und somit die Rentabilität größerer Bauprojekte 
besser vorhersehbar ist.

Obwohl einige Großprojekte für einen vorübergehenden Auf-
trieb im öffentlichen Bau sorgten, kamen die im Konjunktur-
programm und anderweitig beschlossenen Maßnahmen und 
der angekündigte Investitionshochlauf bis jetzt erst wenig in 
der Bauwirtschaft an. Besonders die Kommunen waren in 
Anbetracht der schwachen ökonomischen Lage und rückläu-
figen Steuereinnahmen zuletzt zögerlich bei ihren Bauvor-
haben. Investive Zuweisungen und die Entlastung der Kom-
munen durch Bund und Länder sowie vorgezogene Investi-
tionsinitiativen dürften jedoch in den kommenden Monaten 
Planungsprozesse anstoßen und Projektaufträge nach sich 
ziehen, die sowohl im Tief- (Schienennetz und Breitband-
ausbau) als auch im Hochbau (Ganztagsschulen und Kitas) 
zu positiven Impulsen führen dürften. Somit ist hier ab dem 
kommenden Jahr mit kräftigen Zuwächsen zu rechnen, wel-
che die Flaute im Wirtschaftsbau zumindest teilweise auf-
fangen und die Bauwirtschaft stabilisieren dürften.

Die Mehrwertsteuersenkung, kombiniert mit der rückläufi-
gen Nachfrage und geringen Kapazitätsauslastung, hat im 
dritten Quartal in allen Sparten für deutliche Preisrückgänge 
gesorgt. Die Dynamik dürfte sich im weiteren Verlauf wie-
der umkehren und besonders mit der Aufhebung der Mehr-
wertsteuersenkung im ersten Quartal 2021 eine Gegenbe-
wegung erleben. Der Preisauftrieb dürfte jedoch vor allem 
im Wirtschaftsbau, parallel zur Nachfragentwicklung und 
zusätzlich bedingt durch die konstant niedrigen Öl- und 
Energiepreise, gedämpft bleiben.

Außenhandel: Zähe Erholung beim Export

Erwartungsgemäß konnte sich der deutsche Außenhandel 
im dritten Quartal kräftig erholen. Für das Exportplus von 
rund 18 Prozent zeichneten sich insbesondere die Ausfuhren 
von Investitionsgütern, vor allem Kraftwagen und -teile, ver-
antwortlich. Allerdings lag der Gesamtwert aller deutschen 
Exporte im dritten Quartal noch immer mehr als drei Pro-
zent unter dem Vorkrisenniveau vom Schlussquartal 2019, 
das Aufholpotenzial ist entsprechend hoch. Und auch in 
der relativen Bedeutung der Abnehmerländer hinterlässt 
die Pandemie ihre Spuren: China hat Frankreich als zweit-
größtes Exportziel abgelöst, die USA liegen noch auf dem 
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jahresdurchschnittlichen Vergleich nieder, im darauffol-
genden Jahr dürften die Terms of Trade dann aber unver-
ändert bleiben.

Öffentliche Finanzen: Rekorddefizit wird 
langsam zurückgeführt

Der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo dürfte angesichts 
der finanzpolitischen Hilfs- und Konjunkturmaßnahmen 
deutlich ins Minus rutschen. Sinkende Steuereinnahmen 
und geringere Sozialbeiträge sowie steigende Sozialleis-
tungen und Transfers dürften bei der hier prognostizier-
ten konjunkturellen Entwicklung im Jahr 2020 zu einem 
gesamtstaatlichen Haushaltsdefizit in Höhe von 186 Milli-
arden Euro führen.

Die Lohnsteuereinnahmen sinken dieses Jahr in Folge des 
Kurzarbeitergeldes und des geringen Beschäftigungsauf-
baus um knapp vier Prozent. Die Entwicklung der Unter-
nehmenssteuern, das sind im Wesentlichen Körperschaft-, 
Gewerbe- und die veranlagte Einkommensteuer, ist insbe-
sondere durch den Einbruch im ersten Halbjahr um mehr als 
24 Prozent geprägt. Vor dem Hintergrund des zweiten Lock-
downs, der die Unternehmensgewinne jedoch nicht mehr 
in dem Maße treffen dürfte wie im Frühjahr, werden die 
unternehmerischen Steuern wohl über das Gesamtjahr um 
23 Prozent im Vorjahresvergleich sinken. Die Umsatzsteuer
einnahmen werden wohl um fast zehn Prozent sinken, was 
zu einem großen Teil auf die Reduktion der Mehrwertsteuer
sätze zurückzuführen ist. In Summe werden die Steuer
einnahmen wohl um gut achteinhalb Prozent im Vorjah-
resvergleich sinken. Im nächsten und übernächsten Jahr 
werden die Steuern bei dem unterstellten konjunkturel-
len Verlauf für ein Einnahmeplus von knapp acht Prozent 
beziehungsweise sechs Prozent im Jahr 2022 in den öffent
lichen Kassen sorgen. Ein kräftigerer Anstieg wird allerdings 
auch durch die erwarteten Mindereinnahmen in Höhe von 
rund 9,2 (2021) beziehungsweise 10,6 (2022) Milliarden Euro 
infolge des teilweisen Abbaus des Solidaritätszuschlags ver-
hindert (Tabelle 4).

Die Sozialbeiträge steigen wohl leicht um 1,4 Prozent. Zwar 
würden die schwache Lohn- und Beschäftigungsentwicklung 
sowie Beitragssenkungen in der Arbeitslosenversicherung 
und die Einführung eines Freibetrags bei der gesetzlichen 
Krankenversicherung die Sozialbeiträge tendenziell senken. 
Dem entgegen wirken die stark gestiegenen Kurzarbeiter-
geldzahlungen, mit denen steigende Beitragszahlungen ein-
hergehen. Im nächsten und übernächsten Jahr dürften die 
Sozialbeiträge dann wieder stärker steigen, zum einen wegen 
der Anhebung des Zusatzbeitrags bei der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, zum anderen wegen der wieder anziehen-
den Lohndynamik.

Alles in allem sinken die gesamtstaatlichen Einnahmen in 
diesem Jahr um gut vier Prozent. Im nächsten und über-
nächsten Jahr dürften die Einnahmen dann wieder deutlich 
um nahezu fünf Prozent steigen.

Tabelle 4

Finanzpolitische Maßnahmen1

Belastungen (−) und Entlastungen (+) des gesamtstaatlichen Haushalts 
in Milliarden Euro gegenüber dem Vorjahr

2020 2021 2022

Einnahmen der Gebietskörperschaften2

Teilabschaffung Soli −9,2 −1,4

Alterseinkünftegesetz −1,3 −1,3 −1,4

Mehreinnahmen durch steigende Rentenbesteuerung 0,4 0,4 0,4

Erhöhung Grund-, Kinderfreibetrag, Verschiebung Tarifeckwerte/Familienentlastungsgesetz −4,5 −0,8 −0,2

Zweites Familienentlastungsgesetz −3,8 −4,4

Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen −0,2 −0,9

Sonstige steuerliche Maßnahmen3 −4,9 −0,1 0,2

Steuerliche Förderung von F&E-Ausgaben −0,1 −1,2 −0,1

Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubau −0,1 0

Paritätische Finanzierung des Zusatzbeitrags zur gesetzlichen Krankenversicherung 0,3 0 0

CO2-Bepreisung in Verkehr und Wärme (Beschluss des Klimakabinetts) 7,7 1,3

Zusätzliche Maßnahmen (Beschluss des Klimakabinetts) −0,4 −0,2 −0,2

Einnahmen der Sozialversicherungen

Anstieg des durchschnittlichen Zusatzbeitrags in der gesetzlichen Krankenversicherung 2,3 0,0

Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung um 0,1 Prozentpunkt zum 1. Ja-
nuar 2020

−1,2 0 0

Ausweitung der Gleitzone (Midijobs) zum 1. Juli 2019 −0,2 0 0

Einführung eines Freibetrags in der gesetzlichen Krankenversicherung für Betriebsrentner 
zum 1. Januar 2020

−1,2 0 0

Ausgaben der Gebietskörperschaften

Kindergelderhöhung um 10 bzw. 15 Euro zum 1. Juli 2019 und 1. Januar 2021 −1,0 −2,8 0

Bundesteilhabegesetz für Menschen mit Behinderung −0,3 0 0

Einsparungen bei ALG II durch das Familienentlastungsgesetz bzw. Kindergeldanhebung 0,1 0,2 0

Gute KiTa-Gesetz −0,5 −1 −0,5

Beihilfen aufgrund von Ernteausfällen von Bund und Ländern 0,2 0 0

„Bauernmilliarde“ −0,3 −0,1 0,1

Arbeit-von-morgen-Gesetz 0 −0,1 −0,1

Pflegebonus −0,5 0,5 0

Senkung EEG-Umlage −5,4 0

Weitere sozialpolitische Maßnahmen4 −2 −0,5 0

Verteidigung −1 0 0

Mehrausgaben für Entwicklungshilfe −0,2 0,7 0

Mehrpersonal innere Sicherheit −0,3 −0,3 0

Aufstockung des BAFöG, Aufstiegsfortbildung in der beruflichen Bildung −0,4 −0,2 0

Investive Ausgaben GroKo 20185 −5,6 –5,9 −2,1

Sonstige investive Ausgaben −1,0 0,5 0,5

Ausgaben der Sozialversicherungen

Gesetz für fairen Kassenwettbewerb in der GKV −0,3 0 0

Qualifizierungschancengesetz (ALV) −0,4 0 0

Arbeit-von-morgen-Gesetz −0,2 −0,2

Anpassung der Renten Ost −0,5 −0,4 −0,4

Erhöhung der Zurechnungszeit der Erwerbsminderungsrente −0,1 −0,1 −0,1

Grundrente −1,4 0

Gesundheits- und pflegepolitische Maßnahmen6 −1 −1,3 0

Finanzpolitische Maßnahmen −28,2 −24,3 −9,5

Finanzpolitische Corona-Maßnahmen −122,9 64,3 41,0

Insgesamt −151,1 40,3 31,5

In Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent −4,6 1,1 0,9

1  Ohne makroökonomische Rückwirkungen.
2  Die Wirkungen der Steuerrechtsänderungen beziehen sich auf das Kassenjahr.
3  u.a. Steuerliche Absetzbarkeit Erhöhung des PV-Beitrags, Bürokratieentlastungsgesetz.
4  u.a. Bundesteilhabegesetz für Menschen mit Behinderung, Baukindergeld (inkl. Bayrische Eigenheimzulage und Baukindergeld 
Plus), Erhöhung des Wohngelds (einschließlich Klimapaket), Starke-Familien-Gesetz, Teilhabechancengesetz, Angehörigenentlas-
tungsgesetz.
5  u. a. Fonds zur Förderung der künstlichen Intelligenz, Bayirsches Programm zur Förderung der Automobilindustrie, Erhöhter 
„Umweltbonus“ für Elektroautos, Sofortprogramm „Saubere Luft“, Digitalpakt Schule, Ausbau Bahnstrecke.
6  Konzertierte Aktion Pflege, Pflegepersonalstärkungsgesetz, Terminservice- und Versorgungsgesetz und Krankenhausstrukturgesetz.

Quellen: Bundesregierung, Bundesministerium der Finanzen; DIW Wintergrundlinien 2020.

© DIW Berlin 2020
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Abbildung 8

Konjunkturindikatoren für Deutschland

1. Auftragseingang
Kalender- und saisonbereinigte Werte

2. Arbeitsmarkt
In Prozent, in Tausend

3. Produktionsindex
Kalender- und saisonbereinigte Werte

4. Löhne
Veränderung in Prozent

5. Kapazitätsauslastung
Kalender- und saisonbereinigte Werte

6. Preisentwicklung
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als die Krankenhäuser Kapazitäten für Covid-19-PatientIn-
nen freigehalten haben, die nicht genutzt wurden, dürfte 
dieser Effekt im Winter nicht zu erwarten sein. Die Kran-
kenhauskapazitäten sind vielerorts nämlich voll ausgelastet. 
Insgesamt ergibt sich dadurch für die sozialen Sachleistun-
gen über das Jahr gerechnet ein Anstieg von gut zwei Pro-
zent. Der dennoch aufgestaute Nachholbedarf dürfte sich 
insbesondere im kommenden Jahr zeigen und in kräftige-
ren Zuwachsraten von rund sieben im nächsten beziehungs-
weise knapp vier Prozent im übernächsten Jahr resultieren.

Die Lohn- und Beschäftigungsentwicklung im öffentlichen 
Dienst ist in diesem Jahr aufgrund der bestehenden Tarifab-
schlüsse sowie dem Beschäftigungsaufbau mit 4,4 Prozent 
noch recht kräftig gewesen. Allerdings werden die Lohnstei-
gerungen bei den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
im nächsten Jahr auch wegen der knapperen Kassenlage mit 
etwas über zwei Prozent verhaltener ausfallen.

Die monetären Sozialleistungen werden im Jahr 2020 dyna-
misch, um neun Prozent, zulegen, nicht nur wegen der 
höheren Auszahlungen für Kurzarbeitergeld und der ver-
längerten Bezugsdauer von Arbeitslosengeld, sondern auch 
wegen des im Konjunkturprogramm beschlossenen Kinder-
bonus, der im zweiten Halbjahr 2020 ausgezahlt wird. Im 
nächsten Jahr sorgen zwar die Erhöhung des Kindergeldes 
um 15 Euro zum 1. Januar sowie die Einführung der Grund-
rente für eine Erhöhung der Auszahlungen. Allerdings wer-
den die besseren Aussichten auf dem Arbeitsmarkt im nächs-
ten Jahr zu deutlich geringeren Transferzahlungen führen. 
Auch die Rentenanpassungen werden im Zuge der fehlen-
den Lohndynamik wohl deutlich geringer ausfallen, so dass 
die monetären Sozialleistungen in den kommenden beiden 
Jahren kaum merklich zunehmen.

Der größte Anstieg zeigt sich bei den Subventionen: Hier 
fließen nicht nur die zusätzlichen Ausgaben des im vergan-
genen Jahr beschlossenen Klimaschutzpakets ein, sondern 
auch die im Frühjahr beschlossenen Zuschüsse an Solo-
selbstständige und Kleinstunternehmen in Höhe von rund 
20 Milliarden Euro von Bund und Ländern (Solidaritäts-
fonds) sowie die im Winter 2020 beschlossenen November- 
beziehungsweise Dezemberhilfen in Höhe von zusammen 
etwa 33 Milliarden Euro, von denen bis jetzt knapp zwei 
Milliarden Euro beantragt und die zu einem Teil erst im 
nächsten Jahr ausgezahlt werden können. Auch die Über-
brückungshilfen, die mittlerweile bis Mitte 2021 verlängert 
wurden (Überbrückungshilfen III), würden hier prinzipiell 
eingehen. Allerdings sind nach aktuellem Stand erst rund 
zwei Milliarden seit ihrer Einführung im Sommer bean-
tragt. Auch weil betroffene Unternehmen im zweiten Lock-
down wohl die weniger restriktiven und höheren Novem-
ber- beziehungsweise Dezemberhilfen beantragen, wird ein 
Teil der Überbrückungshilfen aller Voraussicht nach erst im 
Jahr 2021 abgerufen. Nichtsdestotrotz verdreifachen sich die 
Subventionen. Im nächsten Jahr dürfte die Dynamik bei den 
Subventionen im Wesentlichen davon abhängen, in wel-
chem Maße die „Überbrückungshilfen III“ abgerufen wer-
den und damit von der pandemischen Situation. Obwohl 

Die Dynamik der Ausgabenkomponenten ist insbesondere 
durch die Soforthilfe- und Gesundheitsmaßnahmen wäh-
rend des ersten und zweiten Lockdowns sowie den Ausga-
ben im Rahmen des im Juni beschlossenen Konjunkturpro-
gramms getrieben8 (Tabelle 5).

Die ohnehin schon hohe Grunddynamik bei den Vorleis-
tungskäufen wird durch zusätzliche Ausgaben für Beat-
mungsgeräte, Schutzkleidungen und weitere medizinische 
Ausstattungen aus dem Soforthilfeprogramm verstärkt, so 
dass die Vorleistungen in diesem Jahr insgesamt sehr dyna-
misch um 13 Prozent wachsen.9 Im nächsten Jahr dürfte die 
medizinische Ausstattung wieder verstärkt von den Kliniken 
direkt gekauft und über die sozialen Sachleitungen abgerech-
net werden, sodass daraus ein leichter Rückgang resultiert. 
Allerdings kommen in den nächsten Jahren bis 2024 schät-
zungsweise rund zwei Milliarden jährlich aus dem Konjunk-
turprogramm hinzu, unter anderem für weitere Ausgaben 
im Gesundheitsbereich, aber auch Vorleistungskäufe bei 
den investiven Ausgaben. Dementsprechend dürfte auch 
im nächsten und übernächsten Jahr mit weiteren Zuwäch-
sen bei den Vorleistungen zu rechnen sein.

Bei den sozialen Sachleistungen sind in diesem Jahr deut-
lich geringere Zuwachsraten zu erwarten, weil beispielsweise 
nicht notwendige Operationen verschoben und Rehabilitati-
onsmaßnahmen und andere gesundheitliche Dienstleistun-
gen ganz ausgesetzt werden. Anders als im Frühjahr 2020, 

8	 Vgl. Clemens, Junker und Michelsen (2020), a.a.O.

9	 Diese werden dann wohl haushalterisch vom Bund unentgeltlich in Form von Vermögenstransfers an 

private Kliniken und Krankenhäuser weitergegeben und entsprechend auf der Einnahmeseite gegengebucht.

Tabelle 5

Finanzpolitische Maßnahmen im Zuge der Corona-Krise 
Belastungen (−) und Entlastungen (+) des gesamtstaatlichen Haushalts 
in Milliarden Euro gegenüber dem Vorjahr

2020 2021 2022

Finanzpolitische Maßnahmen

Bund

Staatliche Beschaffung von Schutzprodukten −3,5 3,5

Krankenhausfinanzierungsgesetz −11,5 11,5

Impfstoffforschung, Nationales Forschungsnetzwerk Corona −0,3 −0,3

Solidaritätsfonds: Zuschuss an Soloselbstständige und Kleinstbetriebe −15,0 15,0

Entschädigung für Verdienstausfall bei Kita- und Schulschließung −3,2 3,2

Konjunkturprogramm (ohne Überbrückungshilfen) −44,0 −4,0 31,0

Überbrückungshilfen (I+II+III) −2,0 −8,0 10,0

November- und Dezemberhilfen –20,0 7,0 13,0

Länder

Globale Mehrausgaben (u. a. Zuschüsse, Gesundheitsausgaben) −10,0 10,0

Corona-Pflegebonus −0,4 0,4

Sozialversicherungen

Ausweitung Kurzarbeitergeld (inkl. SozialschutzPaket) −14,5 11,0 3,5

Verlängerung Anspruchsdauer Arbeitslosengeld −1,0 0,6 0,4

Quellen: Finanzministerien der Länder; Bundesfinanzministerium; Bundesgesundheitsministerium; DIW Wintergrundlinien 2020.

© DIW Berlin 2020



953DIW Wochenbericht Nr. 50/2020

Deutsche Wirtschaft

auch durch die Maßnahmen des Zukunftspakets weiterhin 
recht hoch sein. So sind Bruttoinvestitionen in Höhe von 
rund elf Milliarden Euro, beispielsweise für den Ausbau von 
Ganztagesschulen und Kitas und der digitalen Infrastruktur, 
geplant. Hinzu kommen Maßnahmen zur Schaffung finan-
zieller Spielräume für Gemeinden, beispielsweise ein jähr-
licher Zuschuss in Höhe von einer halben Milliarde Euro 
zur Förderung strukturschwacher ostdeutscher Regionen. 
Es wird deshalb angenommen, dass die Investitionstätig-
keit der Gemeinden weiterhin dynamisch bleibt, auch weil 
der Bedarf insbesondere in den Bereichen Bildung, Erzie-
hung, Klimaschutz und Digitalisierung weiterhin hoch ist.10 
In Summe dürften die gesamtstaatlichen Investitionen im 
nächsten Jahr damit um rund acht Prozent steigen. Im Jahr 
2022 dürfte die Dynamik dann auch durch die vorgezoge-
nen Investitionen abflachen.

Insgesamt dürften die Ausgaben im Jahr 2020 damit um elf 
Prozent zunehmen und zu einem gesamtstaatlichen Defi-
zit von rund 186 Milliarden Euro führen. Auch im nächsten 
und übernächsten Jahr wird wohl noch mit einem deutli-
chen Minus in Höhe von gut 146 beziehungsweise 78 Mil-
liarden Euro zu rechnen sein. Bereinigt man den Finanzie-
rungssaldo um Konjunktur- und Einmaleffekte11, so liegt 
der strukturelle Finanzierungssaldo dieses Jahr bei rund 

10	 Siehe Heike Belitz et al. (2020): Mit Investitionen und Innovationen aus der Corona-Krise, 

DIW Wochenbericht Nr. 24, 442–451 (online verfügbar); Sebastian Dullien et al. (2020): Weiter Denken: ein 

nachhaltiges Investitionsprogramm als tragende Säule einer gesamtwirtschaftlichen Stabilisierungspoli-

tik. DIW Politikberatung kompakt Nr. 151 (online verfügbar).

11	 Durch die Nicht-Klassifizierung als Einmaleffekt der vorübergehenden Corona-Maßnahmen lässt sich 

anhand des strukturellen Finanzierungssaldos nicht die langfristige Ausrichtung der Finanzpolitik ablesen.

die Zugangskriterien für diese Überbrückungshilfen gelo-
ckert wurden, dürfte ein vollständiger Abruf der Mittel bis 
Mitte 2021 wohl nur bei einer weiterhin nicht kontrollierba-
ren Infektionslage wahrscheinlich sein. Es wird deshalb im 
Einklang mit dem unterstellten Pandemieszenario angenom-
men, dass im Jahr 2021 rund zehn Milliarden Euro abflie-
ßen werden. Darüber hinaus setzt der Bund im kommen-
den Jahr mit rund elf Milliarden Euro die EEG-Umlage für 
Unternehmen aus. Alles in allem fallen dann etwa 30 Pro-
zent der Subventionen weg. Im Jahr 2022 dürften die Sub-
ventionen infolge eines erneuten Auslaufens der Maßnah-
men in erneut dieser Größenordnung sinken.

Auch die Entwicklung der Vermögenstransfers ist corona
bedingt in diesem Jahr mit rund 21 Prozent dynamisch, 
größtenteils wegen der im Zukunftspaket des Konjunk-
turprogramms beschlossenen Investitionszuschüsse. Im 
nächsten Jahr steigen sie deshalb um weitere acht Milliar-
den Euro, ehe sie dann im Jahr 2022 technisch bedingt wohl 
wieder zurückgehen.

Die Entwicklung bei den staatlichen Bruttoinvestitionen 
dürfte, mit leichten Abschlägen in diesem Jahr, der recht 
dynamischen Entwicklung der vergangenen Jahre folgen. 
Ursachen für die recht stabile Entwicklung der öffentlichen 
Investitionen könnten einerseits im Vorziehen von Aus-
rüstungsinvestitionen sowie im Ausgleich coronabeding-
ter Defizite bei den Gemeinden im Rahmen des Konjunk-
turprogramms begründet liegen, die dadurch ihre Investi-
tionsaktivitäten weiterhin aufrechterhalten konnten. In den 
nächsten Jahren dürfte die öffentliche Investitionstätigkeit 

Tabelle 6

Ausgewählte finanzpolitische Indikatoren1

In Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in Prozent

Staatseinnahmen Staatsausgaben

Finanzierungs­
saldo

Nachrichtlich: 
Zinssteuer­

quote2

Staatsschulden­
quote nach 
Maastrichtinsgesamt

darunter:

insgesamt

darunter:

Steuern Sozialbeiträge Zinsausgaben
Brutto­

investitionen

2011 44,4 22,3 16,4 45,2 2,5 2,3 −0,9 11,2 80

2012 44,9 22,9 16,6 44,9 2,3 2,2 0,0 10,1 81

2013 45,0 23,0 16,6 44,9 1,8 2,2 0,0 8,0 79

2014 44,9 22,8 16,5 44,3 1,6 2,1 0,6 7,1 76

2015 45,1 23,1 16,6 44,1 1,4 2,1 1,0 6,0 72

2016 45,5 23,4 16,7 44,4 1,2 2,2 1,2 5,1 69

2017 45,6 23,5 16,9 44,2 1,0 2,2 1,4 4,4 65

2018 46,3 23,9 17,1 44,5 0,9 2,3 1,8 3,9 62

2019 46,7 24,0 17,3 45,2 0,8 2,5 1,5 3,3 60

2020 46,5 22,8 18,3 52,1 0,7 2,8 −5,6 3,2 69

2021 45,8 23,0 17,5 49,9 0,6 2,8 −4,1 2,5 71

2022 45,9 23,4 17,4 48,0 0,5 2,8 −2,1 2,2 69

2022/2019 46,2 23,3 17,6 48,8 0,7 2,7 −2,6 2,8 67

1  In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.
2  Zinsausgaben des Staates in Relation zum Steueraufkommen.

Quellen: Statistisches Bundesamt, DIW Wintergrundlinien 2020.
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Allerdings existieren viele Risiken: Eine vollständige Inan-
spruchnahme der Überbrückungshilfen III, die Aufnahme 
von zusätzlichen Krediten und weiteren Beteiligungen an 
Unternehmen im Rahmen des Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds sowie steigende Insolvenzzahlen und die damit ver-
bundenen Bürgschaftsverpflichtungen des Bundes können 
– vollständig eingerechnet – die Bruttoschuldenstandsquote 
um rund fünf Prozentpunkte erhöhen. Im Gegenzug kann 
es aber bei einer schnellen wirtschaftlichen Erholung auch 
schon zu ersten Kreditrückzahlungen kommen. Insgesamt 
dürfte man – Stand jetzt – von einer deutlich geringeren 
Bruttoschuldenstandsquote als noch infolge der Finanz-
krise 2008/09 ausgehen.

96 Milliarden Euro. Im nächsten und übernächsten Jahr 
dürfte er dann bei rund 115 und 81 Milliarden Euro liegen. 
Der Bruttoschuldenstand des Gesamtstaates in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt wird unter Berück-
sichtigung des hohen Defizits und der damit verbundenen 
Neuverschuldung sowie der zusätzlichen Kredite und Betei-
ligungen von angenommen rund 90 Milliarden Euro in 
diesem Jahr auf gut 69 Prozent steigen (Tabelle 6). Da das 
nominale Bruttoinlandsprodukt im nächsten Jahr wieder 
stark wächst, dürfte die Bruttoschuldenstandsquote trotz 
hoher Neuverschuldung nur in verhältnismäßig geringem 
Maße auf knapp 71 Prozent steigen. Im übernächsten Jahr 
wird sie dann wohl zurückgehen. 

JEL: E32, E66, F01
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Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für Deutschland
Vorausschätzung für die Jahre 2020 bis 2022

2020 2021 2022
2020 2021 2022

1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr

1. Entstehung des Inlandsprodukts
Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Erwerbstätige −1,0 −0,2 0,7 −0,5 −1,5 −0,8 0,5 0,7 0,7

Arbeitszeit, arbeitstäglich −5,2 3,3 1,6 −5,3 −5,1 3,7 3,0 1,2 1,9

Arbeitstage 1,5 0,1 −0,1 0,5 2,4 0,0 0,2 0,8 −1,0

Arbeitsvolumen, kalendermonatlich −4,6 3,2 2,1 −5,1 −4,2 2,8 3,7 2,8 1,5

Produktivität1 −0,4 2,0 0,5 −1,4 0,5 2,6 1,5 0,9 0,0

Reales Bruttoinlandsprodukt −5,1 5,3 2,6 −6,5 −3,7 5,4 5,2 3,8 1,6

2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen 
a) Milliarden Euro

Konsumausgaben 2 463,4 2 633,1 2 755,0 1 197,1 1 266,3 1 270,0 1 363,1 1 346,8 1 408,2

Private Haushalte2 1 715,4 1 857,3 1 956,2 833,0 882,5 893,3 964,0 957,4 998,8

Staat 748,0 775,9 798,8 364,1 383,9 376,7 399,1 389,4 409,4

Anlageinvestitionen 735,8 777,7 820,1 354,6 381,2 368,3 409,4 393,3 426,8

Ausrüstungen 212,9 234,5 248,8 98,0 115,0 109,0 125,5 118,1 130,7

Bauten 388,2 401,1 422,2 193,0 195,2 191,9 209,2 204,5 217,7

Sonstige Anlageinvestitionen 134,7 142,1 149,2 63,6 71,1 67,4 74,7 70,7 78,5

Vorratsveränderung3 −64,6 −90,0 −92,5 −14,7 −49,9 −39,7 −50,3 −41,6 −50,8

Inländische Verwendung 3 134,7 3 320,8 3 482,6 1 536,9 1 597,7 1 598,6 1 722,2 1 698,5 1 784,2

Außenbeitrag 186,7 218,2 202,5 83,7 103,1 119,4 98,8 110,0 92,5

Exporte 1 432,9 1 552,4 1 640,1 703,3 729,7 753,0 799,4 814,3 825,8

Importe 1 246,2 1 334,3 1 437,7 619,6 626,6 633,6 700,7 704,3 733,3

Bruttoinlandsprodukt 3 321,4 3 539,0 3 685,1 1 620,6 1 700,8 1 718,0 1 821,0 1 808,5 1 876,6

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Konsumausgaben −1,9 6,9 4,6 −2,3 −1,6 6,1 7,6 6,0 3,3

Private Haushalte2 −5,1 8,3 5,3 −5,8 −4,3 7,2 9,2 7,2 3,6

Staat 6,2 3,7 3,0 6,9 5,4 3,5 4,0 3,4 2,6

Anlageinvestitionen −1,6 5,7 5,5 −1,6 −1,6 3,9 7,4 6,8 4,2

Ausrüstungen −11,3 10,1 6,1 −15,5 −7,5 11,3 9,1 8,4 4,1

Bauten 3,9 3,3 5,3 6,7 1,3 −0,6 7,2 6,6 4,0

Sonstige Anlageinvestitionen 0,4 5,5 5,0 0,2 0,6 5,9 5,1 5,0 5,0

Inländische Verwendung −3,5 5,9 4,9 −3,3 −3,8 4,0 7,8 6,2 3,6

Exporte −11,4 8,3 5,6 −12,7 −10,1 7,1 9,6 8,1 3,3

Importe −12,1 7,1 7,7 −11,7 −12,4 2,3 11,8 11,2 4,7

Bruttoinlandsprodukt −3,7 6,6 4,1 −4,3 −3,2 6,0 7,1 5,3 3,1

3. Verwendung des Inlandsprodukts, preisbereinigt
a) Verkettete Volumina in Milliarden Euro

Konsumausgaben 2 306,6 2 434,8 2 512,1 1 120,5 1 186,2 1 184,3 1 250,5 1 237,1 1 275,0

Private Haushalte2 1 623,9 1 737,7 1 805,8 784,9 839,0 839,0 898,7 887,3 918,4

Staat 681,7 696,9 706,6 335,0 346,7 345,0 351,9 349,8 356,8

Anlageinvestitionen 662,5 689,5 714,5 318,7 343,8 327,7 361,8 343,9 370,6

Ausrüstungen 204,0 222,2 234,2 94,0 110,0 103,3 118,9 111,1 123,1

Bauten 331,3 336,1 345,1 163,8 167,5 161,7 174,4 168,1 177,0

Sonstige Anlageinvestitionen 125,0 129,9 134,3 59,3 65,7 61,9 68,0 64,0 70,4

Inländische Verwendung 2 921,5 3 048,0 3 149,7 1 434,2 1 487,3 1 478,3 1 569,7 1 546,6 1 603,1

Exporte 1 400,9 1 513,7 1 589,5 686,2 714,7 735,9 777,8 791,0 798,5

Importe 1 255,9 1 330,6 1 425,4 623,6 632,3 633,8 696,8 699,3 726,0

Bruttoinlandsprodukt 3 068,5 3 232,0 3 317,3 1 498,2 1 570,3 1 579,7 1 652,2 1 639,3 1 678,0

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Konsumausgaben −2,8 5,6 3,2 −4,1 −1,6 5,7 5,4 4,5 2,0

Private Haushalte2 −5,5 7,0 3,9 −7,2 −3,9 6,9 7,1 5,8 2,2

Staat 4,1 2,2 1,4 3,8 4,3 3,0 1,5 1,4 1,4

Anlageinvestitionen −3,2 4,1 3,6 −3,8 −2,6 2,8 5,2 4,9 2,5

Ausrüstungen −12,5 8,9 5,4 −16,7 −8,6 9,9 8,1 7,6 3,5

Bauten 2,1 1,5 2,7 3,6 0,6 −1,3 4,2 3,9 1,5

Sonstige Anlageinvestitionen −1,0 3,9 3,4 −1,2 −0,8 4,3 3,5 3,4 3,5

Inländische Verwendung −4,2 4,3 3,3 −4,6 −3,8 3,1 5,5 4,6 2,1

Exporte −11,0 8,0 5,0 −12,7 −9,3 7,2 8,8 7,5 2,7

Importe −9,8 5,9 7,1 −9,3 −10,2 1,6 10,2 10,3 4,2

Bruttoinlandsprodukt −5,1 5,3 2,6 −6,5 −3,7 5,4 5,2 3,8 1,6
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Noch: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für Deutschland
Vorausschätzung für die Jahre 2020 bis 2022

2020 2021 2022
2020 2021 2022

1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr

4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (2015 = 100)
Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Private Konsumausgaben2 0,5 1,2 1,4 1,5 −0,4 0,3 2,0 1,3 1,4

Konsumausgaben des Staates 2,0 1,4 1,6 3,0 1,1 0,5 2,4 1,9 1,2

Anlageinvestitionen 1,6 1,5 1,8 2,2 1,0 1,0 2,1 1,8 1,7

Ausrüstungen 1,4 1,1 0,7 1,4 1,3 1,2 0,9 0,7 0,6

Bauten 1,8 1,8 2,5 3,0 0,6 0,7 2,9 2,5 2,5

Exporte −0,5 0,3 0,6 0,0 −0,9 −0,2 0,7 0,6 0,6

Importe −2,6 1,1 0,6 −2,6 −2,5 0,6 1,5 0,7 0,4

Bruttoinlandsprodukt 1,4 1,2 1,5 2,4 0,6 0,5 1,8 1,4 1,5

5. Einkommensentstehung und -verteilung
a) Milliarden Euro

Primäreinkommen der privaten Haushalte2 2 390,2 2 472,4 2 582,5 1 185,6 1 204,6 1 225,1 1 247,4 1 280,0 1 302,5

Sozialbeiträge der Arbeitgeber 333,1 335,0 346,0 161,2 171,8 163,5 171,5 169,3 176,7

Bruttolöhne und -gehälter 1 497,2 1 543,4 1 610,3 721,1 776,1 739,4 804,1 768,0 842,3

Übrige Primäreinkommen4 559,9 594,0 626,1 303,3 256,7 322,2 271,8 342,7 283,4

Primäreinkommen der übrigen Sektoren 370,0 499,2 516,6 146,2 223,8 203,1 296,1 229,2 287,3

Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 2 760,2 2 971,6 3 099,0 1 331,8 1 428,4 1 428,2 1 543,5 1 509,2 1 589,8

Abschreibungen 656,5 668,3 691,1 329,1 327,4 331,8 336,5 343,5 347,6

Bruttonationaleinkommen 3 416,8 3 639,9 3 790,2 1 660,9 1 755,8 1 759,9 1 880,0 1 852,8 1 937,4

Nachrichtlich:

Volkseinkommen 2 517,2 2 646,8 2 726,7 1 196,5 1 320,6 1 263,9 1 382,9 1 318,6 1 408,1

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 686,9 768,4 770,4 314,2 372,7 361,0 407,4 381,3 389,1

Arbeitnehmerentgelt 1 830,3 1 878,4 1 956,3 882,4 947,9 902,9 975,5 937,3 1 019,1

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Primäreinkommen der privaten Haushalte2 −1,4 3,4 4,5 −1,1 −1,7 3,3 3,6 4,5 4,4

Sozialbeiträge der Arbeitgeber 2,7 0,6 3,3 2,6 2,8 1,4 −0,2 3,5 3,1

Bruttolöhne und -gehälter −1,6 3,1 4,3 −0,8 −2,3 2,5 3,6 3,9 4,8

Übrige Primäreinkommen4 −3,2 6,1 5,4 −3,6 −2,8 6,2 5,9 6,4 4,3

Primäreinkommen der übrigen Sektoren −22,7 34,9 3,5 −31,6 −15,6 38,9 32,3 12,9 −3,0

Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) −4,9 7,7 4,3 −5,7 −4,2 7,2 8,1 5,7 3,0

Abschreibungen 2,6 1,8 3,4 3,6 1,6 0,8 2,8 3,5 3,3

Bruttonationaleinkommen −3,6 6,5 4,1 −4,0 −3,2 6,0 7,1 5,3 3,1

Nachrichtlich:

Volkseinkommen −1,8 5,1 3,0 −3,8 0,0 5,6 4,7 4,3 1,8

Unternehmens- und Vermögenseinkommen −4,4 11,9 0,3 −12,5 3,8 14,9 9,3 5,6 −4,5

Arbeitnehmerentgelt −0,8 2,6 4,1 −0,2 −1,5 2,3 2,9 3,8 4,5

6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte
a) Milliarden Euro

Masseneinkommen 1 524,5 1 565,6 1 605,0 732,6 792,0 758,6 807,0 770,7 834,3

Nettolöhne- und -gehälter 1 009,8 1 046,3 1 086,2 480,6 529,2 494,2 552,1 510,3 575,9

Monetäre Sozialleistungen 654,2 663,9 669,2 320,9 333,3 335,8 328,1 334,7 334,6

abzgl. Abgaben auf soziale Leistungen5 139,5 144,6 150,4 69,0 70,5 71,4 73,2 74,2 76,1

Übrige Primäreinkommen4 559,9 594,0 626,1 303,3 256,7 322,2 271,8 342,7 283,4

Sonstige Transfers (Saldo)6 −90,2 −92,0 −93,1 −45,7 −44,5 −46,5 −45,5 −47,1 −45,9

Verfügbares Einkommen 1 994,2 2 067,6 2 138,1 990,1 1 004,1 1 034,3 1 033,3 1 066,4 1 071,7

Nachrichtlich:

Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche 57,4 57,4 57,5 27,9 29,5 27,9 29,5 27,9 29,5

Konsumausgaben 1 715,4 1 857,3 1 956,2 833,0 882,5 893,3 964,0 957,4 998,8

Sparen 336,2 267,8 239,4 185,0 151,2 168,9 98,9 136,9 102,4

Sparquote in Prozent7 16,4 12,6 10,9 18,2 14,6 15,9 9,3 12,5 9,3

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Masseneinkommen 2,2 2,7 2,5 2,2 2,3 3,6 1,9 1,6 3,4

Nettolöhne- und -gehälter −1,0 3,6 3,8 −0,4 −1,6 2,8 4,3 3,3 4,3

Monetäre Sozialleistungen 7,9 1,5 0,8 6,6 9,2 4,7 −1,6 −0,4 2,0

abzgl. Abgaben auf soziale Leistungen5 3,0 3,7 4,0 3,2 2,8 3,6 3,8 3,9 4,0

Übrige Primäreinkommen4 −3,2 6,1 5,4 −3,6 −2,8 6,2 5,9 6,4 4,3

Verfügbares Einkommen 1,2 3,7 3,4 1,0 1,5 4,5 2,9 3,1 3,7

Konsumausgaben −5,1 8,3 5,3 −5,8 −4,3 7,2 9,2 7,2 3,6

Sparen 52,6 −20,3 −10,6 49,2 57,1 −8,7 −34,6 −18,9 3,6
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Noch: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für Deutschland
Vorausschätzung für die Jahre 2020 bis 2022

2020 2021 2022
2020 2021 2022

1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1. Halbjahr 2. Halbjahr

7. Einnahmen und Ausgaben des Staates8

a) Milliarden Euro

Einnahmen

Steuern 755,4 813,4 863,0 386,6 368,9 415,6 397,8 437,3 425,7

direkte Steuern 419,8 422,9 444,7 212,3 207,5 213,2 209,7 224,2 220,5

indirekte Steuern 335,6 390,5 418,3 174,3 161,4 202,4 188,1 213,1 205,2

Nettosozialbeiträge 606,2 618,4 639,8 295,2 311,0 300,6 317,8 311,6 328,2

Vermögenseinkommen 19,7 18,3 18,2 12,0 7,7 10,7 7,6 10,7 7,5

Laufende Übertragungen 24,3 24,7 25,1 11,2 13,1 11,4 13,3 11,6 13,5

Vermögenstransfers 15,1 14,8 15,2 7,0 8,0 6,7 8,1 6,9 8,3

Verkäufe 123,0 128,0 132,0 58,0 65,0 60,4 67,6 62,4 69,6

Sonstige Subventionen 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

Insgesamt 1 543,8 1 617,8 1 693,5 770,0 773,8 805,6 812,3 840,5 853,0

Ausgaben

Vorleistungen 205,4 206,8 212,1 97,7 107,7 97,0 109,7 99,6 112,6

Arbeitnehmerentgelte 282,7 288,8 295,4 136,3 146,5 139,4 149,4 142,5 152,8

Soziale Sachleistungen 307,2 329,1 340,9 150,2 157,0 160,9 168,2 168,4 172,5

Vermögenseinkommen (Zinsen) 23,8 20,7 18,6 11,8 12,0 10,1 10,6 9,0 9,6

Subventionen 92,5 65,6 46,0 38,9 53,6 38,1 27,5 22,4 23,5

Monetäre Sozialleistungen 593,2 602,8 607,9 290,6 302,7 305,4 297,4 304,1 303,8

Sonstige laufende Transfers 83,1 91,6 92,9 40,2 42,8 44,7 46,9 45,8 47,1

Bruttoinvestitionen 92,8 100,5 104,4 40,8 52,0 43,7 56,8 46,6 57,8

Vermögenstransfers 49,9 58,3 53,9 18,1 31,8 24,1 34,2 21,8 32,1

Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgegenständen −1,2 −1,2 −1,2 −0,5 −0,7 −0,5 −0,7 −0,5 −0,7

Sonstige Produktionsabgaben 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

Insgesamt 1 729,9 1 763,4 1 771,2 824,2 905,6 863,1 900,2 859,8 911,4

Finanzierungssaldo −186,0 −145,5 −77,7 −54,2 −131,8 −57,6 −88,0 −19,3 −58,4

b) Veränderung in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Einnahmen

Steuern −8,7 7,7 6,1 −7,1 −10,3 7,5 7,8 5,2 7,0

direkte Steuern −8,2 0,7 5,2 −8,7 −7,7 0,4 1,0 5,1 5,2

indirekte Steuern −9,2 16,3 7,1 −5,0 −13,4 16,1 16,6 5,3 9,1

Nettosozialbeiträge 1,4 2,0 3,5 1,8 1,1 1,8 2,2 3,7 3,3

Vermögenseinkommen −10,2 −7,1 −0,7 −9,1 −11,8 −10,3 −2,2 −0,4 −1,1

LaufendeÜbertragungen −3,4 1,7 1,6 −1,0 −5,4 1,7 1,6 1,5 1,7

Vermögenstransfers 9,4 −1,5 2,2 15,9 4,4 −3,9 0,7 2,3 2,1

Verkäufe −1,5 4,1 3,1 −1,1 −1,9 4,1 4,1 3,3 3,0

Sonstige Subventionen −11,0 0,0 0,0 −7,9 −12,8 0,0 0,0 0,0 0,0

Insgesamt −4,1 4,8 4,7 −3,2 −5,1 4,6 5,0 4,3 5,0

Ausgaben

Vorleistungen 12,9 0,7 2,6 17,7 8,8 −0,7 1,9 2,6 2,6

Arbeitnehmerentgelte 4,1 2,2 2,3 4,5 3,8 2,3 2,0 2,2 2,3

Soziale Sachleistungen 2,3 7,1 3,6 1,6 2,9 7,1 7,1 4,6 2,6

Vermögenseinkommen (Zinsen) −13,3 −12,9 −10,4 −17,9 −8,4 −13,9 −11,9 −11,4 −9,4

Subventionen 200,4 −29,1 −30,0 170,7 226,4 −2,2 −48,6 −41,1 −14,6

Monetäre Sozialleistungen 8,8 1,6 0,9 7,3 10,2 5,1 −1,8 −0,4 2,2

Sonstige laufende Transfers9 8,9 8,6 1,3 3,6 5,4 4,5 4,1 1,1 0,2

Bruttoinvestitionen 7,7 8,2 3,9 8,3 7,3 7,0 9,2 6,6 1,8

Vermögenstransfers9 8,9 8,4 −4,4 29,3 17,7 33,4 7,5 −9,7 −6,1

Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgegenständen9 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Sonstige Produktionsabgaben9 0,0 0,0 0,0 3,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Insgesamt 11,0 1,9 0,4 10,1 11,9 4,7 −0,6 −0,4 1,2

1  Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde.
2  Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
3  Einschließlich Nettozugang an Wertsachen.

4  Selbständigeneinkommen/Betriebsüberschuss sowie empfangene 
abzüglich geleistete Vermögenseinkommen.
5  Einschließlich verbrauchsnaher Steuern.
6  Empfangene abzüglich geleistete Transfers. 

7  Sparen in Prozent des verfügbaren Einkommens.
8  Gebietskörperschaften und Sozialversicherung.
9  Absolute Änderung gegenüber dem Vorjahr in Milliarden Euro.

Quellen: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen); DIW Wintergrundlinien 2020.
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